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«Die Werkzeugkiste reicht nicht mehr» 
Landesfähnrich Jakob Signer erklärt die  geplante Revision des Polizeigesetzes

Hauptpunkte der Revision sind der Da-
tenaustausch, das Bedrohungsmanage-
ment und eine generelle, umfassende 
Überarbeitung des in die Jahre gekom-
menen Gesetzes. Am Entwurf wird seit 
rund eineinhalb Jahre gearbeitet. Er  geht 
nun in die Vernehmlassung. Ziel ist die 
Landsgemeinde 2026.

Tommaso Manzin

Das aktuelle Polizeigesetz ist aus der Jahr­
tausendwende und regelt grundlegen­
de Zwangsmassnahmen. Diese Tätigkei­
ten der Polizei haben heute ein breiteres 
Spektrum. Die Normendichte des beste­
henden Gesetzes reiche dafür  nicht mehr 
aus, erklärt Landesfähnrich Jakob Signer 
im Gespräch. Dies gehe so weit, dass die 
Polizei einzelne Felder wegen fehlender 
Gesetzesgrundlagen gar nicht abdecken 
könne, etwa im Bereich der Vorermittlun­
gen und beim Bedrohungsmanagement.

Gegen «Gesprächsverweigerung»
Dabei geht es um Personen, von denen 
die Polizei zwar  Anzeichen hat, dass sie 
gewalttätig werden könnten. Nimmt man 
mit ihnen Kontakt auf, können sie nach 
geltendem Gesetz aber ein Gespräch ver­
weigern. Hier wolle die Revision Abhilfe 
schaffen, sagt Signer. Am Entwurf wurde 
rund eineinhalb Jahre gearbeitet. Er  geht 
als Nächstes in die Vernehmlassung (vgl. 
Medienmitteilung). Ziel sei es, der Polizei  
wirksame Instrumente an die Hand zu ge­
ben, dazu sei eine umfassende Überarbei­
tung nötig gewesen.  «Die Werkzeugkiste 
reichte nicht mehr», erklärt Signer.

Datenaustausch komplexer als 2001
Zwar gibt es bezüglich Datenaustausch 
Regeln im Polizeigesetz von 2001, aber die 
Anforderungen an das Gesetz sind heute 
viel konkreter. Die Situationen, in denen 
ein Datenaustausch möglich sein muss, 
müssen klar geregelt werden. «Wenn wir 
beispielsweise in kürzester Zeit vier Ein­
brüche in Ladengeschäfte feststellen und 
die Ermittlungen aufnehmen, dann haben 
wir derzeit keine Möglichkeit, aufgrund 
von Indizien bezüglich Aussehen oder 
Kleidung die Ausserrhoder, St. Galler oder 

Zürcher Kollegen zu fragen, ob bei ihnen 
ähnliche Hinweise vorliegen», erklärt Sig­
ner und gibt zu bedenken: Sähe man, dass 
in Zürich weitere Einbrüche auf die po­
tenziell gleiche Täterschaft zurückgehen 
könnten, erlangten die Ermittlungen  eine 
ganz andere Dimension – und auch eine 
andere Wirkung. Die Kantonspolizei müs­
se  wirkungsvoll arbeiten können, dazu ge­
höre auch der  Informationsaustausch.» 
In den Entwurf involviert war der Daten­
schutzbeauftragte des Kantons Appenzell 
Innerrhoden. Seine Stellungnahme liegt 
nach Aussage von Signer nun vor und 
wird im Verlauf der Vernehmlassung ana­
lysiert, um die Empfehlungen einzubauen. 
Dabei gehe es  um Einschränkungen der 
Befugnisse.

Fahrzeugfahndung
Zurückgestellt werden könnte dabei das 
Thema «Automatische Fahrzeugfahndung 
und Verkehrsüberwachung. Denn zur 
Wahrung der Verhältnismässigkeit, so das 
Argument, sollten Instrumente, die aktu­
ell nicht gebraucht würden, vom Gesetz 
auch nicht geregelt werden. «Wir müssen 
über die gängigen Standards verfügen»,  
sagt dazu allerdings Signer. Selbst wenn 
man ein Instrument in Innerrhoden nicht 
oder  noch nicht brauche. Man müsse in 

der Lage sein, mit anderen Kantonen zu­
sammenzuarbeiten und auch Konkordate 
mit ihnen abzuschliessen.  Schliesslich, so 
Signer, sei eine Situation denkbar, in der 
man den Kollegen in St. Gallen vorschla­
gen müsste, in Innerrhoden Stationen zur 
Registrierung von Fahrzeugkennzeichen 
aufzustellen, um gemeinsam nach jeman­
dem zu fahnden. Natürlich würden die 
Daten dann wieder gelöscht.

Innerrhoden Schlusslicht
Im  Bedrohungsmanagement seien die 
Zentralschweiz und Ausserrhoden in der 
Planungsphase, die anderen Kantone sei­
en an der Umsetzung oder hätten bereits 
umgesetzt, sagt der Landesfähnrich. Nur 
Innerrhoden sei  noch ein weisser Fleck 
auf der Schweizer Landkarte. An den 
Polizeischulen gehöre das Bedrohungs­
management längst zur Ausbildung. Wich­
tig geworden sei die Disziplin aufgrund 
von Femiziden in den 90er-Jahren, es sei   
ein Instrument gegen häusliche Gewalt, 
Stalking oder auch Staatsverweigerer.

Aufstockungen Polizei
Das Departement von Jakob Signer  geht 
davon aus, für das Bedrohungsmanage­
ment  eine zusätzliche Stelle zu beantra­
gen. Diese ist vergangenen Herbst aus 

dem Budget gekippt worden, man werde 
sie aber für 2026 wieder beantragen, sagt 
Signer.
Eine Kooperation, etwa mit dem Kanton 
St. Gallen, mit dem Innerrhoden im Poli­
zeiwesen bereits Kooperationen unterhält, 
ist derzeit noch nicht angedacht. Das wer­
de es im Bedrohungsmanagement wahr­
scheinlich auch nicht geben, erklärt der 
Vorsteher des Justiz-, Polizei- und Mili­
tärdepartements JPMD. In solchen Fällen 
würden meist Leute vor Ort angesprochen, 
daher brauche es lokale Kenntnisse. 

Ziel Landsgemeinde 2026
Die Vernehmlassung dauert bis Ende Mai, 
im Juni folgt deren Auswertung. Dann 
wird der überarbeitete Entwurf der Stan­
deskommission zur Kenntnis vorgelegt. In 
die Oktobersession soll die Vorlage zur 
ersten Lesung in den Grossen Rat, Ziel ist 
Landsgemeinde 2026. «Das ist sportlich», 
räumt der Landesfähnrich ein. Erwartet er 
Widerstand? «Es sind Sicherheitsthemen», 
weiss er, dabei gebe es immer eine Ab­
wägung mit  dem Verlust an  individueller 
Freiheit. Es werde Leute gehen, die sagen, 
man gibt der Polizei Macht und schränke 
ihre Freiheit ein. Auf der anderen Seite 
der Gleichung stehe die Sicherheit. Signer 
ist überzeugt, dass die Rechnung stimmt.

Vernehmlassungsverfahren zur Totalrevision des Polizeigesetzes eröffnet
(Rk) Mit der Totalrevision des Polizeige­
setzes werden die rechtlichen Grundla­
gen für verschiedene polizeiliche Mass­
nahmen geschaffen und ergänzt. Unter 
anderem soll ein Bedrohungs- und Risi­
komanagement analog anderer Kantone 
geschaffen werden. Die Gesetzesrevision 
ermöglicht der Kantonspolizei den drin­
gend notwendigen Datenaustausch über 
Kantonsgrenzen hinweg, um die Krimi­
nalitätsbekämpfung zu verbessern.
Das Polizeigesetz bildet die gesetzliche 
Grundlage für die Aufgaben, die Orga­
nisation und die Kompetenzen der Kan­
tonspolizei sowie deren Zusammenar­
beit mit anderen Dienststellen und Po­
lizeikorps anderer Kantone sowie dem 
Bund. Das bestehende Polizeigesetz be­
darf einer umfassenden Überarbeitung. 

Es soll an die Entwicklungen seit der 
Einführung am 29. April 2001 angepasst 
werden, sowohl in Bezug auf die Poli­
zeiarbeit selbst als auch auf die inter­
kantonale Zusammenarbeit, damit die 
Kantonspolizei ihre Aufgaben zukünftig 
wirkungsvoller erfüllen kann.
Mit einer Totalrevision des Polizeige­
setzes und der dazugehörigen Erlasse 
(Polizeiverordnung und Standeskom­
missionsbeschluss über das Dienstre­
glement der Kantonspolizei) soll ein 
Bedrohungs- und Risikomanagement 
(BRM) analog anderer Kantone geschaf­
fen werden. Weiter sollen die rechtlichen 
Grundlagen für verschiedene heute übli­
che polizeiliche Massnahmen geschaffen 
und ergänzt werden, insbesondere in den 
Bereichen Wegweisung und Fernhaltung, 

Notsuche, Veranstaltungsverbot, Stal­
king, häusliche Gewalt sowie Vorermitt­
lungen und verdeckte Fahndung. Mit der 
Gesetzesrevision soll zudem die kanto­
nale Rechtsgrundlage geschaffen wer­
den, die die Kantonspolizei für den drin­
gend notwendigen Datenaustausch über 
die Kantonsgrenzen hinweg benötigt. Nur 
so können die Voraussetzungen für eine 
wirksame Kriminalitätsbekämpfung in 
der Polizeiarbeit verbessert werden. 
Die Standeskommission hat das Ver­
nehmlassungsverfahren zur Totalrevisi­
on des Polizeigesetzes (PolG) eingeleitet. 
Weitere Unterlagen befinden sich online 
unter www.ai.ch/vernehmlassung. Die 
Vernehmlassungsfrist endet Ende Mai.

Medienmitteilung der Standeskommission 
(amtlich mitgeteilt)

Vernehmlassung  
zu indirektem  

Gegenvorschlag
Der Bund führt ein Vernehmlassungs-
verfahren zum indirekten Gegenvor-
schlag zur Volksinitiative «Blackout 
stoppen» durch, der das Neubauverbot 
für Kernkraftwerke aufheben möch-
te. Die Standeskommission begrüsst 
grundsätzlich einen indirekten Gegen-
vorschlag, lehnt ihn jedoch in der vor-
liegenden Form ab, da die Rahmenbe-
dingungen unklar sind. 

(Rk) Der Bund führt ein Vernehmlas­
sungsverfahren zum indirekten Gegen­
vorschlag «Änderung des Kernenergie­
gesetzes» zur Volksinitiative «Jeder­
zeit Strom für alle (Blackout stoppen)» 
durch. Inhalt dieses indirekten Gegen­
vorschlags ist die Aufhebung des Neu­
bauverbots für Kernkraftwerke. Zu des­
sen Umsetzung sollen die entsprechen­
den Bestimmungen des Kernenergie­
gesetzes aufgehoben werden.
Die Standeskommission begrüsst grund­
sätzlich den indirekten Gegenvorschlag 
des Bundesrats. Sie lehnt ihn aber in 
dieser Form ab, weil eine strategische 
und fachliche Auslegeordnung einer 
Aufhebung des Bewilligungsverbots für 
Kernkraftwerke fehlt und die Rahmen­
bedingungen für allfällige neue Kern­
kraftwerke ungeklärt sind.
Für die Standeskommission hat der Aus­
bau der einheimischen, erneuerbaren 
Energien und die Steigerung der Ener­
gieeffizienz im Hinblick auf die Errei­
chung der Klima- und Energieziele, das 
heisst auch die Stärkung der Energie­
versorgung, erste Priorität. Sie ist dabei 
offen, welche Technologie zur Zielerrei­
chung eingesetzt wird. Darüber hinaus 
lehnt die Standeskommission die Volks­
initiative «Blackout stoppen» ab, da sie 
unklar formuliert ist, die Bewältigung 
allfälliger Krisensituationen erschwert 
und die bewährte Kompetenzverteilung 
von Bund, Kantonen und Energiewirt­
schaft in Frage stellt.

Mitteilung der Standeskommission 
(amtlich mitgeteilt)

Quartierplanänderung  
Untere Nollisweid genehmigt
(Rk) Die Standeskommission geneh­
migt die Quartierplanänderung Untere 
Nollisweid, Meistersrüte, Bezirk Appen­
zell, vom 8. Februar 2025. 
Der Quartierplan wurde vom 29.  Au­
gust bis 28.  September 2020 und vom 
29.  März bis 28.  April 2023 öffent­
lich aufgelegt und vom 29.  August bis 
28.  September 2020 dem Referendum 
unterstellt. Gegen die Quartierplanung 
gingen Einsprachen ein, welche alle­
samt rechtskräftig erledigt sind. Das 
Referendum wurde nicht ergriffen.

Mitteilung der Standeskommission 
(amtlich mitgeteilt)

Referendum zum 
Nachtragskredit für 
Ökohof ungenutzt

(Rk) Der Grosse Rat hat den Nachtrags­
kredit von 166000 Franken für die Er­
weiterung des Ökohofs an der Session 
vom 3. Februar 2025 genehmigt. Da­
mit sollen die zusätzlichen Kosten, die 
durch Baupreissteigerungen und ei­
ne höhere Mehrwertsteuer verursacht 
wurden, gedeckt werden. Der Beschluss 
unterlag dem fakultativen Referendum. 
Dieses wurde nicht ergriffen, weshalb 
der Grossratsbeschluss nun umgesetzt 
werden kann.

Mitteilung der Standeskommission 
(amtlich mitgeteilt)

Spatenstich für Sportplatz in Gonten erfolgt 
Nach jahrelangen Verzögerungen freut man sich auf eine zügige Realisierung

In Gonten geht es vorwärts mit dem Bau 
des Sportplatzes Wees. Am Donnerstag 
konnte der Spatenstich unter Beisein von 
Vertretern des Bezirksrates, der Wasser-
korporation, des Planers sowie der Bau-
unternehmungen durchgeführt werden. 
Wenn die Bauarbeiten gemäss Plan er-
folgen, kann der Sportplatz im Herbst 
eingeweiht werden.

(Bk) Der Bezirksrat Gonten hat am 6. Fe­
bruar nach erfolgter Ausschreibung die 
Arbeiten für den Sportplatz Wees wie folgt 
vergeben können: Die Erschliessung und 
Stützkonstruktion sowie die Tiefbauarbei­
ten Sportplatz werden von der «Alpstein 
Bau AG» ausgeführt. Den Sportplatz selbst 
baut die «A. Müller AG», wobei es sich um 
einen unverfüllten Kunstrasen der Firma 
«Tisca Tischhauser  AG» handelt. Für die 
Zaunarbeiten wird die «Alpsteinzaun AG» 
berücksichtigt. Der Bezirksrat freut sich, 
dass mit diesen Unternehmen ausgewiese­
ne Fachleute für die Realisierung gewon­
nen werden konnten. Nachdem zunächst 
der Zugang zum Sportplatz vom Loipen­
höttli her erstellt wird, sollen bis zu den 
Sommerferien die Tiefbauarbeiten vollen­
det werden. Ab August ist dann der Einbau 

des Sportplatzes und der Zaunbau geplant. 
Geplant ist der Abschluss der Arbeiten im 
September.
Das Projekt wird in enger Absprache mit 
weiteren Institutionen realisiert. Einer­
seits sind es die Appenzeller Bahnen, ent­
lang deren Geleise der Sportplatz zu stehen 
kommt. Andererseits führen verschiedene 

Wasser- und Abwasserleitungen durch den 
Baubereich. Die Wasserkorporation Gon­
ten nutzt die Gelegenheit, um ihre Leitun­
gen im Bereich des Sportplatzes zu erneu­
ern. Ein grosses Augenmerk wird auf den 
Schutz des Grundwassers gelegt. Entspre­
chend heutigen Normen wird der Sport­
platz vollständig abgedichtet, sodass kein 

Wasser mehr versickert. Das Wasser wird 
gesammelt und zunächst in den Schmutz­
wasserkanal geleitet. Sobald die Wasser­
proben den Richtwerten entsprechen, 
kann das Wasser in den Meteorwasserka­
nal geleitet werden. Dieser verläuft entlang 
der Bahnlinie und f liesst nach der Grund­
wasserfassung in die Schwarz.

Vertreter des Bezirksrates, der Wasserkorporation, der Bauunternehmen und Planer (von links): Sepp Inauen (Alpstein Bau), Roger Niederer (Müller 
Sportplatzbau), Bezirkshauptmann Urban Fässler, Michael Rusch (Hersche Ingenieure), Walter Motzer (Wasserkorporation Gonten), Bezirksrat Bruno 
Koch, Fredi Graf (Alpstein Bau), Bezirksrat Thomas Schefer, Yves Ulmann (Alpstein Bau) und Ruedi Enzler (Alpsteinzaun).�  (Bild: zVg)


